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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. begrüßt die Stärkung der Dimension der energiepolitischen Zusammenarbeit im Rahmen 
der ENP; weist darauf hin, dass Energieversorgungssicherheit durch Diversifizierung der 
Quellen, Nachfragesteuerung und ein verstärktes Engagement gegenüber den wichtigsten 
Lieferanten- und Transitstaaten eine energiepolitische Priorität der EU bleibt und sowohl 
die östlichen als auch die südlichen Nachbarländer nach wie vor im Blickpunkt der 
koordinierten Energieaußenpolitik der EU stehen, und fordert wirksame Maßnahmen, mit 
denen dem Solidaritätsprinzip im Energiebereich Geltung verschafft wird; begrüßt in 
dieser Hinsicht die Mitteilung der Kommission zur Energieaußenpolitik und ihren 
Vorschlag für einen Beschluss zum Informationsaustausch über zwischenstaatliche 
Abkommen;

2. weist auf die Bedeutung der Östlichen Partnerschaft im Hinblick auf die Sicherung der 
Energieversorgung der EU hin; betont im Hinblick auf den Bau neuer Erdgasverbundnetze 
und -fernleitungen, neuer Stromverbindungsleitungen und -netze, neuer 
LNG-Infrastrukturen und -Terminals und neuer Kraftwerke (Energieerzeugung aus 
fossilen Brennstoffen oder erneuerbaren Quellen bzw. Kernenergieprojekte), dass 
Marktregeln gesetzt und transparente und faire Bedingungen für den Energietransit und 
-handel geschaffen werden müssen, damit Investitionen auch langfristig unter stabilen 
Verhältnissen getätigt werden können; betont, dass mit diesen Regeln und Bedingungen 
ein hohes Niveau in Bezug auf den Umweltschutz, die demokratische Teilhabe sowie 
Gesundheit und Sicherheit vorangebracht werden sollte;

3. begrüßt den Vorschlag für die Gründung einer Europäischen Energiegemeinschaft und ist 
der Überzeugung, dass dies ein wichtiger Schritt für die Zusammenarbeit mit den 
Nachbarländern der EU sein könnte;

4. begrüßt den Beitritt der Ukraine und der Republik Moldau zu dem Vertrag zur Gründung 
der Energiegemeinschaft, was im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele der EU im 
Bereich Energiesicherheit von entscheidender Bedeutung ist und zur Sicherheit dieser 
Länder beitragen wird;

5. begrüßt alle Bemühungen um eine Stärkung der Östlichen Partnerschaft, insbesondere die 
Leitinitiativen der Kommission für KMU und für die regionalen Energiemärkte und die 
Energieeffizienz; ist der Ansicht, dass diesen Bemühungen im mehrjährigen 
Finanzrahmen Rechnung getragen werden sollte;

6. fordert die Kommission auf, den Bau, die technische Verbesserung und den Ausbau von 
intelligenten Energieversorgungsnetzen und von Infrastrukturverbünden mit den 
Nachbarländern der EU auch durch Investitionen zu fördern; hebt hervor, dass es wichtig 
ist, Projekten, die für die EU von Interesse sind, Vorrang einzuräumen, um ihre 
Entwicklung und Verwirklichung zu beschleunigen; weist insbesondere auf die Bedeutung 
hin, die dem Bau und Ausbau der Flüssigerdgas-Infrastruktur zukommt;
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7. fordert die Kommission auf, die Strategie der EU für den Schwarzmeerraum weiter 
auszubauen, weil sie aufgrund seiner geostrategischen Bedeutung mit erheblichem 
Potenzial in Bezug auf die Energieversorgungssicherheit und die Diversifizierung der 
Energieversorgung ein wichtiger Bestandteil der Strategie der EU in der 
Energieaußenpolitik ist;

8. weist erneut auf die Bedeutung herkömmlicher Energieträger (Erdöl und Erdgas), 
erneuerbarer Energieträger und der Energieeffizienz als Triebkräfte für die wirtschaftliche 
Entwicklung in den östlichen wie auch den südlichen Nachbarländern der EU hin, weil sie 
die Schaffung neuer Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten, die Erschließung 
neuer lokaler Energiequellen, den Ausbau der Netzinfrastrukturen und die Entstehung 
neuer Zulieferbetriebe ermöglichen; stellt fest, dass eine stärkere Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen häufig durch fehlende Anreize und die derzeit beschränkte Kapazität der 
Netze, die für die Einspeisung und Verteilung von Energie aus erneuerbaren Quellen zur 
Verfügung steht, erschwert wird; legt der Kommission nahe, den Aufbau und die 
Förderung von Fachwissen vor Ort in diesen Bereichen, den Wissenstransfer, den raschen 
Einsatz intelligenter Technologie und Anreize für gemeinsame Forschungsprojekte durch 
die Unterstützung von Ausbildungsprogrammen für technische Hochschulen, im Bereich 
erneuerbare Energiequellen tätige Forschungseinrichtungen und Regulierungsbehörden zu 
fördern;

9. weist darauf hin, dass die länderübergreifende Zusammenarbeit im Donauraum angesichts 
seiner Stellung als Tor Europas zum Westbalkan eine Notwendigkeit ist, und betont, dass 
die Strategie der EU für den Donauraum im Hinblick auf die Verbesserung der 
nachbarschaftlichen Beziehungen in Mittel- und Südosteuropa von Bedeutung ist, und 
stellt fest, dass diese Strategie einen erheblichen Mehrwert für die Osteuropapolitik der 
EU liefert und insofern ein herausragendes Instrument für die gesamte Union ist, mit dem 
die politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit im Balkanraum gestärkt und zur 
Ausweitung und Konsolidierung des Prozesses der europäischen Integration in der Region 
beigetragen werden kann;

10. betont, dass es wichtig ist, die Erfahrungen der EU bei Reformen im Energiesektor an 
Nachbarländer wie die Ukraine weiterzugeben, um zur Modernisierung des jeweiligen 
Erdgastransitsystems beizutragen und transparente Marktregeln, den Schutz der Umwelt 
und faire Bedingungen für den Energiehandel zu fördern;

11. stellt fest, dass nukleare Sicherungsmaßnahmen und die kerntechnische Sicherheit 
vorrangige Anliegen der EU im Dialog mit ihren Nachbarländern sein sollten, 
insbesondere in Gebieten, die in hohem Maße erdbebengefährdet sind; ist der Ansicht, 
dass sich die EU bei multilateralen Gesprächen, auch unter der Leitung der Internationalen 
Atomenergie-Organisation (IAEO), für rechtsverbindliche internationale Normen im 
Bereich kerntechnische Sicherheit einsetzen und eine Ausweitung der Bewertungen der 
kerntechnischen Sicherheit auf die Nachbarländer der EU anstreben sollte; hebt hervor, 
dass der Informationsaustausch im Bereich Kernforschung und der Austausch 
technologischer und wissenschaftlicher Erkenntnisse in diesem Bereich gefördert werden 
müssen;

12. begrüßt das Vorhaben der Kommission, die Integration und Liberalisierung des 
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Energiemarkts zu beschleunigen, indem sie die weitere Angleichung der 
Regulierungsrahmen auf der Grundlage der Tätigkeit der Agentur für die Zusammenarbeit 
der Energieregulierungsbehörden (ACER) anregt; hält eine Ausweitung und Vertiefung 
der Energiegemeinschaft für erforderlich, um für das ordnungsgemäße Funktionieren des 
Marktes und Rechtssicherheit bei Investitionen zu sorgen, auch wenn die Gefahr der 
Verlagerung von CO2-Emissionsquellen im Vertrag zur Gründung der 
Energiegemeinschaft durchaus angemessen berücksichtigt wird; unterstützt gemeinsame 
Regulierungsvorhaben wie MEDREG und die Förderung harmonisierter, transparenter 
und diskriminierungsfreier Marktregeln sowie den Wissens- und Erfahrungsaustausch;

13. betont, dass die multilaterale energiepolitische Zusammenarbeit im Schwarzmeerraum auf 
der Grundlage der von der WTO und im Vertrag über die Energiecharta festgelegten 
Leitprinzipien intensiviert werden muss; tritt für die vollständige Integration der Märkte 
und des Regulierungsrahmens auf der Grundlage des Energie- und Umweltrechts der EU 
ein und legt den Ländern des erweiterten Schwarzmeerraums nahe, dem Vertrag über die 
Energiecharta beizutreten; befürwortet gleichzeitig die Bereitstellung von Hilfen durch die 
EU, die EIB und die EBWE für die Modernisierung der Energieinfrastruktur in den 
ENP-Ländern;

14. weist die Mitglieder der Energiecharta auf die Pflichten hin, die ihnen aus dem Vertrag 
und den ihn betreffenden Änderungen und Protokollen erwachsen; betont, dass jede 
Streitbeilegung voll respektiert und umgesetzt werden muss; befürwortet den Erwerb der 
Vollmitgliedschaft durch die derzeitigen Beobachterländer Nordafrikas;

15. vertritt die Auffassung, dass die EU auf eine bessere Zusammenarbeit mit den 
ENP-Ländern in Energiefragen hinwirken sollte, um die Energieversorgungssicherheit zu 
gewährleisten und die Geltung der Binnenmarktvorschriften der EU zu fördern;

16. unterstützt die weitergehende Zusammenarbeit in Bereichen wie Industrie, KMU, 
Forschung, Entwicklung und Innovation, IKT einschließlich der Sicherheit von 
IT-Systemen, Weltraumpolitik und Tourismus; begrüßt die Vorschläge der Kommission 
zur Schaffung eines Gemeinsamen Raumes für Wissen und Innovation und zum Aufbau 
der Digitalwirtschaft auf der Grundlage der IKT und fordert die Mitgliedstaaten und die 
Nachbarländer auf, ihre Zusagen zu bekräftigen, Fortschritte in diesem Bereich 
herbeizuführen; hebt erneut die Bedeutung hervor, die wirksamen Handels- und 
Investitionsförderungsmechanismen zwischen der EU und ihren Nachbarländern im 
Hinblick darauf zukommt, die Handelspartnerschaften zu intensivieren und den 
Wirtschaftsbeteiligten und insbesondere KMU den Zugang zu angemessenen und 
zuverlässigen Informationen über die Handels- und Investitionsbedingungen in den 
Partnerländern zu ermöglichen;

17. betont die Vorteile der gemeinsamen Programmplanung im Bereich Forschung zwischen 
der EU und ihren Nachbarländern; empfiehlt dementsprechend die Stärkung der 
Koordinierung, Zusammenarbeit und Synergien zwischen allen nationalen 
Forschungsprogrammen und -aktivitäten, die von den Mittelmeeranrainerstaaten finanziert 
werden, um die Kohärenz und die allgemeine Wirksamkeit von 
Umweltforschungsmaßnahmen im Mittelmeerraum nach dem Muster des gemeinsamen 
Forschungsprogramms für den Ostseeraum (BONUS 169) zu verbessern;
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18. würdigt die Ergebnisse des Projekts „Black Sea Interconnection“ bei der Einrichtung eines 
regionalen Forschungs- und Bildungsnetzes im erweiterten Schwarzmeerraum und dessen 
Verbindung zu GEANT und fordert die Kommission auf, weitere Forschungsvorhaben im 
Schwarzmeerraum wie HP-SEE, SEE-GRID, SCENE, CAREN und BSRN zu 
unterstützen;

19. sieht den Vorschlägen der Kommission zu dem neuen Europäischen 
Nachbarschaftsinstrument (ENI) erwartungsvoll entgegen, begrüßt das Konzept „Mehr für 
Mehr“ der Kommission und befürwortet eine stärkere Differenzierung, größere 
Flexibilität und strengere Konditionalität bei der Gewährung von Hilfe; fordert die 
Einführung einer länderbezogenen Herangehensweise, beispielsweise in Form von 
differenzierten Partnerschaftsabkommen im Rahmen der ENP; stellt fest, dass die 
Finanzvorschriften der Union zwar in vollem Umfang eingehalten werden müssen, die 
EU-Hilfen aber leicht zugänglich sein sollten und sich hauptsächlich auf die 
Unterstützung konkreter Projekte und weniger auf Beratung konzentrieren sollten, und 
dass das Streben nach Spitzenleistungen nicht durch einen starren Rahmen behindert 
werden sollte;

20. fordert dazu auf, nach einer gerechten Balance zwischen der Nachbarschaft Ost und der 
Nachbarschaft Süd zu suchen; fordert die Kommission auf, die Vereinbarung und 
Durchführung von Assoziierungsabkommen, einschließlich vertiefter und umfassender 
Freihandelszonen (DCFTA), zu beschleunigen;

21. erachtet es als wichtig, die ENP als makroregionale Strategie aufzufassen, in der die 
Maßnahmen der EU und der Mitgliedstaaten auf regionaler Ebene koordiniert werden; ist 
der Ansicht, dass im Raum Europa-Mittelmeer Synergien zwischen einer solchen 
Strategie und den im Rahmen der Union für das Mittelmeer eingeleiteten multilateralen 
Projekten – beispielsweise dem Mittelmeer-Solarplan, den 
Hochgeschwindigkeitsseewegen oder der Umweltsanierung im Mittelmeerraum –
geschaffen werden könnten.
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